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Information über Beschluss mit Folgekosten

Hinweise: Bitte jedes der unten stehenden Felder befüllen und maximal zwei bis drei Seiten!

Referat:
Direktorium

Haupt-/Abteilung(en) 
(Bereich):  HAII/KGL

betroffene Referate:

Öffentliche BV: Nicht-Öffentliche BV: Federführung: D-II/KGL

Arbeitstitel geplanter Beschluss: Gleichstellungs- und Antidiskriminierungsarbeit für intersexuelle 
Menschen

1. Aufgabe

1.1 Kurze Beschreibung der Aufgabe:
Mit Beschluss des BverfG zur sog. „3. Option“ wurde eine weitere Geschlechtsoption 
eingeführt. Zudem hat das Gericht festgestellt, dass die geschlechtliche Identität 
grundgesetzlich geschützt ist und keine Diskriminierung stattfinden darf.

1.2 Aufgabenart

Pflichtaufgabe freiwillige Aufgabe bürgernahe Aufgabe 

Daueraufgabe zeitlich begrenzte Aufgabe 

Kurze Begründung: Die KGL hat die Zuständigkeit für die Gleichstellungs- und 
Antidiskriminierungsarbeit für intersexuelle Menschen übertragen bekommen. Dieser Auftrag leitet 
sich aus dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zur 3. Geschlechtsoption ab, ist jedoch nicht
unmittelbar per Gesetz geregelt, wird dauerhaft als neue Aufgabe wahrgenommen und richtet sich an 
die Stadtgesellschaft, die Community der intersexuellen Menschen und an die Stadtverwaltung. 
Intersexuelle Menschen sind bislang in der Gleichstellungs- und Antidiskriminierungsarbeit der LHM 
nicht berücksichtigt worden. Da sie eine Bevölkerungsgruppe sind, die umfänglich von Diskriminierung
und Ausgrenzung betroffen sind, wird die KGL künftig Aufklärungs- und Antidiskriminierungsarbeit in 
die Stadtgesellschaft leisten. Auch innerhalb der Verwaltung ist ein großer Bedarf an Information und 
Unterstützung erkennbar. 

Hierfür sind dauerhaft die Durchführung von Kampagnen, das Erstellen und Weiterentwickeln von 
Texten, Informationen und Broschüren sowie die Unterstützung von Selbsthilfeorganisationen  
erforderlich, die durch das bisherige Budget nicht finanzierbar sind.

1.3 Auslöser des Mehrbedarfs

inhaltlich/ qualitative
Veränderung der Aufgabe neue Aufgabe 

quantitative 
Aufgabenausweitung 

Kurze Erläuterung: s.o.

2. Finanzielle Auswirkungen

2.1 Zahlungen gesamt 2020 - 2024

2.1.1 Gesamteinzahlungen konsumtiv 0 €

2.1.2 Gesamtauszahlungen konsumtiv 50.000 €

2.1.3 Gesamteinzahlungen investiv 0 €

2.1.4 Gesamtauszahlungen investiv 0 €
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2.2 konsumtiv Planjahr 2020

2.2.1 Einzahlungen 0 €

2.2.1.1 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 0 €

2.2.1.2 Sonstige Transfereinzahlungen 0 €

2.2.1.3 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 €

2.2.1.4 Privatrechtliche Leistungsentgelte 0 €

2.2.1.5 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 €

2.2.1.6 Sonstige Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 0 €

2.2.2 Auszahlungen 10.000 €

2.2.2.1 Personalauszahlungen 0 €

2.2.2.2 Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen

(ohne Arbeitsplatzkosten)

10.000 €

2.2.2.3 Arbeitsplatzkosten 0 €

2.2.2.4 Transferauszahlungen 0 €

2.2.2.5 Sonstige Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 0 €

2.3 investiv Planjahr 2020

2.3.1 Einzahlungen 0 €

2.3.2 Auszahlungen 0 €

3. Erforderliche Stellenbemessung gem. Leitfaden ist erfolgt?   ja   nein

4. Geltend gemachter Bedarf 

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für das 
Planjahr

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für den 
Gesamtzeitraum

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

bereits für die Aufgabe 
eingesetzt

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

5. zusätzlicher Büroraumbedarf

5.1 Kann der geltend gemachte Stellenbedarf in den vorhandenen Bestandsflächen des Referats 



DIR_07_Gleichstellungsarbeit_intersexuelle_Menschen_06062019

untergebracht werden?

 ja   nein  teilweise

5.2 Falls „nein“ / „teilweise“ ausgewählt wurde: Für wie viele der in Ziffer 3 gemeldeten VZÄ wird 
Büroflächenbedarf ausgelöst?

6. Refinanzierung 

6.1 des geltend gemachten Stellenbedarfs:

Art: Höhe in %:

6.2 des geltend gemachten Sachmittelbedarfs:

Art: Höhe in %:
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